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Der Rat der Stadt Rheda-

Wiedenbrück hat gem. § 2 (1) BauGB in

seiner Sitzung am 30.05.2011  die

Aufstellung des Bebauungsplanes 384

"Neuer Wall"  beschlossen.

Dieser Beschluss ist am 16.03.2012

ortsüblich bekanntgemacht worden.

Aufstellungsbeschluss

gemäß § 2 (1) BauGB

Öffentliche Auslegung

gemäß § 3 (2) BauGB

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-

machung am 29.01.2016 hat dieser

Bebauungsplan als Entwurf mit

Begründung gemäß § 3 (2) BauGB vom

10.02.2016 bis einschließlich 11.03.2016

öffentlich ausgelegen.

Bekanntmachung

gemäß § 10 (3) BauGB

Dieser Bebauungsplan wurde vom Rat der

Stadt Rheda-Wiedenbrück am 18.12.2017

mit seinen planungs- und bauordnungs-

rechtlichen Vorschriften gemäß

§ 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.

Satzungsbeschluss

gemäß § 10 (1) BauGB

Der Beschluss dieser Bebauungs-

planänderung sowie Zeit und Ort der

öffentlichen Auslegung wurde gem.

§ 10 (3) BauGB am 27.12.2017 ortsüblich

bekannt gemacht. Mit der öffentlichen

Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan

in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt ab dem

27.12.2017 zu Jedermanns Einsicht

öffentlich aus.

Plangrundlage

Rheda-Wiedenbrück, den  22.12.2017

gez. Theo Mettenborg

.......................................................................

Bürgermeister

Rheda-Wiedenbrück, 22.12.2017

Im Auftrag des Rates

gez. Goldau

...............................................................

 Bürgermeister

Die Planunterlage entspricht den

Anforderungen des § 1 der PlanZV 90 vom

18.12.1990. Stand der Planun-

terlage im beplanten Bereich:

07.13 (bzgl. Bebauung)

07.13 (bzgl. Flurstücksnachweis).

Die Festlegung der städtebaulichen

Planung ist geometrisch eindeutig.

Gütersloh, 21.12.2017

gez. Vormweg (Siegel)

......................................................................

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

1.1 Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO

Teilflächen MI 1, 2, 3, 4 und 5. S iehe Punkt D.1 der textlichen Festsetzungen.

2. Maß der baulichen Nutzung   (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

2.1 Grundflächenzahl GRZ (§ 19 BauNVO), Höchstmaß, z. B. 0,6

2.2 Geschossflächenzahl GFZ (§ 20 BauNVO), Höchstmaß, z. B. 1,8

siehe textliche Festsetzungen D 2.1

2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO), Höchstmaß, z.B. III

2.4 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) in Meter über Normal-

höhennull (NHN), siehe textliche Festsetzungen D 2.2

2.4.1 zulässige Wandhöhe (§ 18 BauNVO),

als Mindest- und Höchstmaß, siehe textliche Festsetzung D 2.2.1

2.4.2 maximal zulässige Gebäudehöhe (§ 18 BauNVO),

als Höchstmaß, siehe textliche Festsetzung D 2.2.2

2.4.3 zulässige Traufhöhe (§ 18 BauNVO),

als Mindest- und Höchstmaß, siehe textliche Festsetzung D 2.2.3

2.4.4 maximal zulässige Firsthöhe (§ 18 BauNVO),

als Höchstmaß, siehe textliche Festsetzung D 2.2.4

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grund-

stücksflächen, Stellung baulicher Anlagen   (§9 (1) Nr. 2 BauGB)

3.1.1 offene Bauweise (§ 22 BauNVO):

Gilt in den festgesetzten Mischgebieten MI 1, 3, 4 und 5 und dazugehörigen

Untergliederungen.

Siehe textliche Festsetzung D 3.1.1 i. V. m. D 4.

3.1.2 abweichende Bauweise (Tenor: geschlossene Bauweise)  (§ 22

BauNVO): Gilt im festgesetzten Mischgebiet MI 2 und seinen Unterglie-

derungen.

Siehe textliche Festsetzung D 3.1.2

3.2.1 überbaubare Grundstücksfläche (§ 20 BauNVO), hier: Baulinie -

siehe textliche Festsetzung D 3.2.1

3.2.2 überbaubare Grundstücksfläche (§ 20 BauNVO), hier: Baugrenze -

siehe textliche Festsetzung D 3.2.2

 durch Baugrenzen umgrenzter Bereich

 nicht überbaubare Grundstücksfläche

3.3 Hauptfirstrichtung bzw. Gebäudelängsachse  des Hauptbaukörpers

3.4 Abgrenzung unterschiedlicher Stellung baulicher Anlagen

3.5 Flächen auf denen die Errichtung bzw. Anlage von Stellplätzen und

Garagen unzulässig ist. Siehe textliche Festsetzungen D 3.2.3

4. Verkehrsflächen   (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

4.1 Straßenbegrenzungslinie

auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

4.2 Straßenverkehrsfläche

4.3 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsfläche

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

4.4 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

(§ 9 (1) Nr. 21 und (6) BauGB)

G (Ö): Gehrecht für die Allgemeinheit, Öffentlichkeit

5. Örtliche Bauvorschriften   (§ 9 (4)  BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW)

5.1 Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper

gemäß Eintrag in der Plankarte sowie textliche Festsetzungen E1.

 Zulässig sind jeweils:

- Flachdach,

- Satteldach,

- Walmdach,

- Zeltdach,

- Mansarddach.

6. Sonstige Planzeichen und Festsetzungen

6.1 Lärmpegelbereiche

Flächen, bei deren Bebauung bauliche Vorkehrungen gegen Verkehrslärm zu

treffen sind, hier passive Schallschutzmaßnahmen nach Lärmpegelbereichen

III bis VI, nach Höhenlage im Gebäude gegliedert:

   Ebene 0 | E0: bis 75,49 m ü. NHN,

   Ebene 1 | E1: 75,50 m ü. NHN bis 78,49 m ü. NHN,

   Ebene 2 | E2: 78,50 m ü. NHN bis 81,49 m ü. NHN,

   Ebene 3 | E3: ab 81,50 m ü. NHN und mehr,

siehe textliche Festsetzungen D6.

6.2 Flächen für Versorgungsanlagen , für die Abfallentsorgung und

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen (§ 5 (2) Nr. 4 und (4), §) (1) Nr.

12, 14 und (6) BauGB)

hier: Elektrizität (Trafohäuschen)

6.3 Erhaltung des vorhandenen Baumbestandes , hier: Blutbuche

siehe textliche Festsetzung D.5

6.4 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen und Nutzungsmaße

(§ 1 (4), § 16 (5) BauNVO)

6.5 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  des Bebauungsplanes

(§ 9 (7) BauGB)

7. Nutzungsschablone

0,6

1,8

III

WH... bis....

GHmax...

TH... bis ...

FHmax...

o

a

D. Bauplanungsrechtliche textliche Festsetzungen
gem. § 9 BauGB i. V. m. BauNVO

B. Planzeichen und Festsetzungen
gem. § 9 BauGB i. V. m. BauNVO

MI

17.50

Frühzeitige

Öffentlichkeitsbeteiligung

gemäß § 3 (1) BauGB

Nach ortsüblicher öffentlicher

Bekanntmachung am 30.03.2012 fand die

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

an der Planung statt:

für den Teilabschnitt 1 (Nord-Osten) am

19.04.2012

und

für den Teilabschnitt 2 (Süd-Westen) am

25.04.2012.

Rheda-Wiedenbrück, 21.12.2017

Der Bürgermeister

Im Auftrage

gez. Goldau

....................................... ...............................

Abteilung Stadtplanung

1.3 Flurgrenze

1.4 Maßangabe in Meter

1.5 Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen

(§ 5 (4), § 9(6) BauGB).

1.6 Bodenfunde und Bodendenkmäler , hier: Bebauungs- und

Befestigungsstrukturen im Stadtareal des 14. Jahrhunderts,

siehe Hinweise Punkt F 1.

1.7 Kronentraufenbereich vorhandener stadtbildprägender Bäume

1.8 Versorgungsleitungen, hier: 10 KV-Kabel

(§ 5 (2) Nr. 4 und (4), § 9 (1) Nr. 13 und (6) BauGB, hier: Stromleitung)

1.9 Flächen, auf denen mit Kampfmitteln  zu rechnen ist und daher

besondere Vorsichtsmaßnahmen erforderlich sind,

siehe Hinweis F 3.

Rheda-Wiedenbrück, den  21.12.2017

gez. Goldau

.......................................................................

Abteilung Stadtplanung

Rheda-Wiedenbrück, 09.01.2017

Der Bürgermeister

Im Auftrage

gez.Goldau

....................................... ...............................

Abteilung Stadtplanung

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

1.1 Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO

Im Mischgebiet nach § 6 (1) BauNVO mit den Teilflächen MI 1 bis 5 und ihren

Untergliederungen sind die allgemein zulässigen Anlagen nach § 6 (2) Nr. 6, 7 und 8 BauNVO

(Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungstätten im überwiegend durch gewerbliche

Nutzung geprägten Bereichen) ausgeschlossen.

Die ausnamsweise zulässigen Nutzungen nach § 6 (3) BauNVO (Vergnügungsstätten

außerhalb der überwiegend durch gewerbliche Nutzung geprägten Bereiche) sind ebenfalls

ausgeschlossen.

Die Mischgebiete sind nach Nutzungsmaßen untergliedert (Trauf- und Firsthöhen, bzw.

Wand- und Gebäudehöhen).

2. Maß der baulichen Nutzung   (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

2.1 Auf die Geschossflächenzahl sind die Flächen von oberirdischen Teilen einer

Tiefgarage oder eines Garagengeschosses nicht anzurechnen.

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) in Meter über Bezugshöhe Normalhöhennull

(NHN):

2.2.1 zulässige Wandhöhe in Meter (§ 18 BauNVO), als Mindest- und Höchstmaß

Gilt für Gebäude mit festgesetztem Flachdach. Sie entspricht dem oberen Wandabschluss

der Außenwand des obersten Vollgeschosses (Attika), bzw. bei Nutzung des Flachdaches als

Dachterrasse der Oberkante der dafür erforderlichen Umwehrung.

2.2.2 maximal zulässige Gebäudehöhe in Meter (§ 18 BauNVO), als Höchstmaß:

Die maximal zulässige Gebäudehöhe gilt nur für Gebäude mit Flachdach. Sie bezieht sich auf

das Staffelgeschoss oberhalb des obersten Vollgeschosses. Sie entspricht der Oberkante des

obersten Wandabschluss des Staffelgeschosses (Attika).

2.2.3 zulässige Traufhöhe in Meter (§ 18 BauNVO), als Mindest- und Höchstmaß:

Gilt bei festgesetzten geneigten Dächern: Gedachte Schnittkante der Außenfläche der

verlängerten aufgehenden Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut .

2.2.4 maximal zulässige Firsthöhe in Meter (§ 18 BauNVO), als Höchstmaß:

Bei festgesetzten geneigten Dächern, die einen First aufweisen: Oberkante des Firstes.

2.2.5 Unterschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe

Die festgesetzen Wand- und Gebäudehöhen (als Mindest- und Höchstmaß) dürfen für

untergeordnete Gebäudeteile der Hauptanlage  im straßenabgewandten Bereich  (weniger als

1/4 der Grundfläche des Gesamtgebäudes) unterschritten werden.

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grun dstücksflächen, Stellung

baulicher Anlagen   (§9 (1) Nr. 2 BauGB)

3.1 Bauweise (§ 22 BauNVO)

3.1.1 offene Bauweise (§ 22 BauNVO):

Gilt in den festgesetzten Mischgebieten MI 1, 3, 4 und 5 und ihren Untergliederungen.

Die von der Bauordnung abweichend festgesetzten Abstandsflächen sind zu beachten -

siehe Punkt D 4.

3.1.2 abweichende Bauweise (Tenor: geschlossene Bauweise)  (§ 22 BauNVO):

Im festgesetzen Mischgebiet MI 2 gilt:

Die Gebäude müssen ohne seitlichen Grenzabstand entsprechend der geschlossenen

Bauweise errichtet werden, es sei denn, dass die vorhandene Bebauung eine Abweichung

erfordert. Das oberste Staffelgeschoss darf hierbei ohne eigene Abstandfläche von der

seitlichen Grenze zurückweichen. Dann ist ein Mindestabstand von 2,50 m zur seitlichen

Nachbargrenze erforderlich.

Punkt D.3.2.1 - überbaubare Grundstücksflächen | Stadttypische Körnung - ist zu beachten.

3.2 überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO),

3.2.1 Baulinie (§ 23 (2) BauNVO):

"Stadttypische Körnung" der Baukörper:

Entlang der Bahnhofstraße und der Straße Neuer Wall ist entlang der festgesetzten

Baulinien folgendes zu beachten:

Die Gebäude müssen genau auf der Baulinie errichtet werden. Die  maximale Gebäudebreite

A entlang der Baulinie darf folgende Maße nicht überschreiten (siehe Abb. 1):

MI 1.1, 1.2 und 2.1: Breite A: max.18,00 m,

MI 3.1:  Breite A: max.13,00 m,

MI 4: Breite A: max. 20,00 m,

MI 5: Breite A: max. 25,00 m.

Nach der maximalen Gebäudebreite muss ein Rücksprung des Gebäudes von der Baulinie in

allen oberirdischen Geschossen erfolgen:

MI 1.1, 1.2, 2.1, 4 und 5: Breite B: 2,00 - 6,00 m, Tiefe C: mind. 2,50 m

MI 3.1: Breite B: 2,00 - 6,00 m, Tiefe C: mind. 1,00 m

Die Breite des Rücksprungs wird parallel zur Straße an den straßenseitigen Gebäudeecken

gemessen.

Rücksprung Staffelgeschoss an der Straßenseite

In den Teilen der Mischgebiete MI 2, 4 und 5 und ihren Untergliederungen, für welche

Flachdächer festgesetzt sind, muss das oberste Nicht-Vollgeschoss (Staffelgeschoss),

welches oberhalb der festgelegten Wandhöhe (WH) liegt, entsprechend der Darstellung in der

Plankarte gegenüber der darunter liegenden Außenwand zurück springen. Dieser Abstand ist

in der Plankarte jeweils durch eine Baugrenze mit Angabe der maximalen Gebäudehöhe

gekennzeichnet. Die Vorderkante des oberen Dachabschlusses dieses Geschosses darf

diese dargestellte Baugrenze um maximal 0,50 m überschreiten.

3.2.2 Überschreitungen von Baulinien und Baugrenzen (§ 23 (2) Satz 3 BauNVO)

Baulinien und Baugrenzen dürfen durch die in den gestalterischen Festsetzungen

beschriebenen Bauteile (Markisen und Vordächer) entsprechend den dortigen Angaben

überschritten werden, siehe Punkte  E 9 und 10.

Die straßenseitigen Baulinien und Baugrenzen dürfen durch Bauteile wie Balkone und

Altane nicht nach § 23 (2 und 3)  BauNVO überschritten werden.

Die Vorderkante des oberen Dachabschlusses  des Staffelgeschosses darf die

entsprechende Baugrenze um maximal 0,50 m überschreiten.

3.2.3 Einschränkung und Erleichterungen für Garagen und Carports  (§ 23 (5) BauNVO)

Stellplätze und Garagen sind auf den hierfür in der Planzeichnung eingetragenen

Ausschlussflächen unzulässig. Ansonsten gilt, dass Garagen (auch Garagengeschosse)  und

Carports im Zufahrtsbereich mindestens 5 m Abstand zur Begrenzungslinie öffentlicher

Verkehrsflächen einhalten müssen. Seitlich ist mindestens 1 m Abstand zur Begrenzungslinie

der öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten.

Garagengeschosse zur Unterbringung notwendiger Stellplätze der grundstücksbezogenen

Nutzung sind außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig, soweit sie unterirdisch

untergebracht werden, bzw. als Souterrain-Ausführung die Oberkante ihrer Decke maximal

1,40 m im Mittel über das vorhandene Gelände herausragt. Die Decken eines solchen

Garagengeschosses sind in die Gartengestaltung einzubinden und zu begrünen.

4. Vom Bauordnungsrecht abweichende Tiefe der Abstandsflächen

 (§ 9 (1) Nr. 2a BauGB):

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen gelten zur seitlichen Nachbargrenze von

Grundstücken innerhalb des Plangebietes abweichende Tiefen der Abstandsflächen, soweit in

der Plankarte nichts anderes festgesetzt ist. Die Gebäude müssen zur seitlichen

Nachbargrenze einen Mindestabstand von 2,50 m und einen Höchstabstand von 3,00 m

einhalten. Die Abstandflächenberechnung nach § 6 (5) BauO NRW wird insoweit nicht

angewendet. Zu seitlichen Nachbargrenzen von Grundstücken außerhalb des Plangebietes

sind die nach Bauordnung notwendigen Abstandflächentiefen einzuhalten. Hinsichtlich der

Anordnung von zur Belichtung notwendigen Fenstern in Aufenthaltsräumen siehe Punkt F 5.

5. Landschaftspflegerische und Grünordnungsfestsetzungen

Zur Erhaltung festgesetzte Gehölze sind zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang in der

folgenden Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

6. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

 (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB):

Passiver Schallschutz nach DIN 4109, Schutzvorkehrungen nach Lärmpegelbereichen:

Innerhalb der für Schutzvorkehrungen nach den Lärmpegelbereichen festgesetzten Flächen

sind zum Schutz vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) bei Errichtung, Nutzungsänderung

bzw. baulicher Änderung von Räumen, die zum dauernden Aufenthalt von Menschen

bestimmt sind, passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich (Luftschalldämmung von

Außenbauteilen). Es sind bauliche Schutzvorkehrungen mit dem resultierenden

Schalldämmmaß erf. R'w.res der Außenbauteile gemäß DIN 4109 (Tabelle 8, Ausgabe

November 1989, Deutsches Institut für Normung e.V., Beuth Verlag GmbH, Berlin, siehe

Hinweis F 4) wie folgt vorzunehmen:

Lärmpegelbereich/

maßgeblicher

Außenlärmpegel

erf. R'w.res der Außenbauteile, jeweils für

Aufenthaltsräume in Wohnungen

Büroräume u. ä.

III / 61-65 dB (A) 35 dB 30 dB

IV / 66-70 dB (A) 40 dB 35 dB

V / 71-75 dB (A) 45 dB 40 dB

VI / 76-80 dB (A) 50 dB 45 dB

Der Rat der Bau-, Planungs-, Umwelt- und

Verkehrsausschuss der Stadt Rheda-

Wiedenbrück hat gem. § 2 (1) BauGB in

seiner Sitzung am 19.03.2012  die

Aufstellung des Bebauungsplanes 384

"Neuer Wall"  im beschleunigten

Verfahren gem. § 13 a BauGB

beschlossen.

Dieser Beschluss ist am 30.03.2012

ortsüblich bekanntgemacht worden.

Aufstellungsbeschluss (2)

gemäß § 2 (1) BauGB

Rheda-Wiedenbrück, den  22.12.2017

gez. Theo Mettenborg

.......................................................................
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a (o)

36°-45°

Nutzungsart

Bauweise

Dachform Dachneigung

Zahl der Vollgeschosse

Grundfächenzahl Geschossflächenzahl

1. Bodendenkmäler und Bodenfunde:

Bebauungs- und Befestigungsanlagen: Der gekennzeichnete Bereich (siehe C

Katasteramtliche und Sonstige Darstellungen Punkt 1.6) liegt im Teil der mittelalterlichen

Stadt Rheda, der zwischen ca. 1300 und 1371 zur bebauten Innenstadt Rhedas gehört hat,

nachfolgend aber wüst fiel. Hier sind neben Wohnbebauung auch die Wälle und Gräben der

Vorbefestigungen zu vermuten, deren Reste im Boden teilweise erhalten sein dürften. Die

LWL-Archäologie für Westfalen, Mittelalter- und Neuzeitarchäologie, ist frühzeitig in die

geplanten Baumaßnahmen einzubeziehen, damit im Vorfeld von Bodeneingriffen aus

ausgewählten Freiflächen und nicht unterkellerten Bereichen die Befunddichte geklärt

werden kann. Diese Prospektionsschnitte bieten die Entscheidungsgrundlage für das weitere

Vorgehen. Kontakt: LWL-Archäologie für Westfalen, Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.:

0521-52002-50, Fax: 0521-52002-39, E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.or g.

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde  oder Befunde (etwa

Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt werden,

ist nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung unverzüglich der

Gemeinde oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, TeI.:

0521 52002--50; Fax: 0521 52002--39; E-Mail: lwl-archaeologie -bielefeld@lwl.org‚

anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten.

2. Altlasten:

3. Nach dem Altlastenkataster des Kreises Gütersloh sind im Plangebiet keine

Altablagerungen bekannt. Unabhängig davon ist in der vorbereitenden Bauphase (z. B.

Baugrubenaushub) auf Anzeichen von Altablagerungen zu achten. Sofern derartige

Feststellungen getroffen werden, ist das Umweltamt des Kreises umgehend zu verständigen.

4. Kampfmittel:

Im Bereich der in der Plankarte gekennzeichneten Flächen ist nach Auswertung von

Luftbildern davon auszugehen, dass eine Bombardierung stattgefunden hat. Hier ist eine

Überprüfung durch den Kampfmittelräumdienst erforderlich. Die Anlage 1 der technischen

Verwaltungsvorschrift zur Kampfmittelbeseitigung (TVV) ist zu beachten.

Für das restliche Plangebiet gilt: Zurzeit besteht kein Verdacht auf das Vorhandensein von

Bombenblindgängern. Da ein Kampfmittelaufkommen nicht ausgeschlossen werden kann,

sind Tiefbauarbeiten mit der gebotenen Vorsicht durchzuführen. Sollten bei

Ausschachtungsarbeiten verdächtige Gegenstände oder außergewöhnliche Verfärbungen

auftreten, ist die Arbeit aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen und der Staatliche

Kampfmittelräumdienst (Tel.: 05231-712-0) zu benachrichtigen.

5. DIN-Norm und Technische Verwaltungsvorschrift Kampfmittelbeseitigung

Die DIN Norm 4109, die DIN EN 13 300, die Technische Verwaltungsvorschrift zur

Kampfmittelbeseitigung (TVV) sowie ein RAL-K5-Farbfächer wird beim Fachbereich

Stadtplanung / Bauordnung der Stadt Rheda-Wiedenbrück zur Einsichtnahme bereit

gehalten.

6. Abweichende Tiefe der Abstandsflächen

Aus städtebaulichen Gründen ist im Plangebiet eine abweichende Tiefe der Abstandfläche

festgesetzt worden, welche die Tiefe der Abstandsflächen gegenüber den notwendigen

Tiefen nach der Bauordnung reduziert. Daher sind bei dreigeschossiger Bebauung

Außenwände in einem Abstand von nur 5,00 m zueinander möglich. Bei der

Grundrissplanung sollte insbesondere für das Erd- und 1. Obergeschoss darauf geachtet

werden, dass zu diesen Nachbargrenzen keine für die Belichtung notwendigen Fenster von

Aufenthaltsräumen angeordnet werden (gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse).

F. Hinweise

E. Örtliche Bauvorschriften
§ 9 (4) BauGB i. V. m. § 86 BauO NRW

Gestaltungssatzung  gem. § 86 (1) Nr. 1 BauO NRW - örtliche Bauvorschriften

1.  Die Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper  sind der Plankarte zu

entnehmen, siehe B 5.1 und B 7 mit ortsüblichen Dachüberständen von max. 0,30 m

zulässig.

2.  Dachaufbauten und - einschnitte (Gauben, Zwerchgiebel, Loggien, etc.) sind nur bei

Dächern mit einer Dachneigung von mehr als 35° zulässig. Dort sind sie nur in der ersten

Dachgeschossebene zulässig. Im Spitzbodenbereich (= 2. Ebene im Dachraum) sind

Dachaufbauten und Dacheinschnitte unzulässig. Alle über der Traufe angeordneten Bauteile,

wie Dachgauben, Zwerchgiebel und Dacheinschnitte (Loggien) dürfen in ihrer Gesamtlänge

1/3 der zugehörigen Trauflänge nicht überschreiten. Der Abstand zwischen Dachaufbauten

sowie Dacheinschnitten zum Ortgang bei Satteldächern und zum Grat bei Walmdächern

muss horizontal gemessen mind. 1,50 m betragen, siehe Abb. 2.

3. Als Dacheindeckung für geneigte Dächer sind Betondachsteine oder Tonziegel nur in

roten bis rotbraunen  Farben (RAL 2001, 2002, 3000, 3011, 3013, 3016, 8004 und 8012)

sowie Farben von anthrazit bis schwarz (Abgrenzung zu grau: gleich oder dunkler als RAL

7016 anthrazitgrau) zulässig. Glänzende Dachziegel oder Dachsteine sind nicht zulässig. Sie

sind nur in matter und stumpf matter  Ausführung zulässig

(Glanzgrad max.10, Definition vergleichbar DIN EN 13 300).

4. Bei der Errichtung von Solar- und/oder Photovoltaikanlagen  auf Dachflächen

(Flachdächern: 0°-7° Dachneigung)  ist ein Rücksprung von mindestens 2,00 m ab der

Außenkante der Attika einzuhalten. Die maximale Gebäudehöhe nach Punkt D 2.2.2 darf

nicht überschritten werden.

5. Auf geneigten Dächer müssen Solar- und/oder Photovoltaikanlagen  einen

untergordneten Teil einnehmen (maximal 49% der eingedeckten Dachfläche). Es ist je

Dachfläche nur ein rechteckiges Kollektorfeld (aus mehreren einzelnen Kollektoren) zulässig.

Dieses Kollektorfeld ist bei Neubauten bzw. umfangreichen Dachsanierungen in der Ebene

der Dachhaut anzubringen. Die Nutzung abgesetzter Dachteile (z.B. Gaubendach) bzw. die

Anbringung im First- oder Traufbereich wird empfohlen.

6. In den MI 2, MI 4, MI 5.2 und 5.3 sind die Außenwände der Staffelgeschosse in den

Farben dunkelgrau bis schwarz (Abgrenzung zu grau: gleich oder dunkler als  RAL 7012

Basaltgrau) auszubilden.

7. Im gesamten Plangebiet sind die Außenwände der Gebäude  als helle glatte

Putzfassaden in gebrochenen Weißtönen auszubilden. In den MI 5.1 und 5.2 können die

Fassaden zusätzlich ausnahmsweise in einem hellen Klinker in gebrochenen Weißtönen

ausgebildet werden. In den zurückliegenden Fugen , welche die stadttypische Körnung

betonen   (siehe Textliche Festsetzungen Punkt 3.2.1), dürfen untergeordnete

Fassadenteile in alternativen matten Materialien und dunkleren Tönenausgebildet werden.

8. Die Fassaden der Gebäude sind als Lochfassaden zu gestalten. Die Formate der

Fenster- und Türöffnungen  müssen hochrechteckig bis quadratisch sein. Liegende

Formate sind unzulässig

9. Vordächer sind nur im Erdgeschoss über den einzelnen Fassadenöffnungen zulässig.

Sie sind nur aus klarem oder satiniertem Glas zulässig und dürfen nicht mehr als 1,25 m

auskragen.

10. Markisen sind nur als Schrägmarkisen in der Breite der darunter liegenden

Schaufenster- bzw. Fassadenöffnung zulässig. Markisen dürfen maximal 2,00 m ausladen.

Ihre Farbgebung ist kontrastarm auf die Fassade abzustimmen. Markisen sind mit mattem

textilem Material zu bespannen.

11. Die Grundstücke im MI 4 und 5 sind entlang der öffentlichen Verkehrsfläche

einzufrieden. Zulässig sind Einfriedungen als  Laubhecke aus einheimischen Gewächsen

mit einer Höhe von mind. 0,80 m und max. 1,50 m. Ebenfalls zulässig sind Einfriedungen aus

verputztem Mauerwerk in einer Höhen von 0,50 bis 0,80 m und Pfeilern bis 2,00 m Höhe,

welche in den zwischenliegenden Feldern mit einem Gitterzaun bis maximal zur Oberkante

der Pfeiler versehen werden. Die Breite der Felder soll 2,00 m bis 3,00 m betragen. Reine

Zaunanlagen ohne Mauerwerkselement sind unzulässig.

12. Im MI 4 und 5 und ihren Untergliederungen sind die Gebäude mit einer  fertigen

Erdgeschossfußbodenhöhe (OKFFEG) von mind. 73,30 m über NHN zu errichten.

13. Die Freiflächen des Grundstückes, die nicht überbaut sind oder als Zuwegung,

Zufahrt oder Stellplätze genutzt werden, sind gärtnerisch zu bepflanzen und dauerhaft zu

erhalten. Zierkiesbeete oder ähnliches sind nicht zulässig.

Lärmpegelbereiche Ebene 0 (bis 75,49 m ü. NHN) | M 1:1000

Die Lärmpegelbereiche werden nach Höhenlage (annähernd geschossweise) gegliedert. Bei

Fenstern gilt die Oberkante des Öffnungsflügels als maßgeblich. Soweit sich ein Bauteil

innerhalb von zwei Lärmpegelbereichen befindet, sind die Anforderungen der höheren

Schutzklasse zu erfüllen.

Es gelten:

Ebene 0 | E0: bis 75,49 m ü. NHN,

Ebene 1 | E1: 75,50 m ü. NHN bis 78,49 m ü. NHN,

Ebene 2 | E2: 78,50 m ü. NHN bis 81,49 m ü. NHN,

Ebene 3 | E3: ab 81,50 m ü. NHN.

Die genaue Lage der Lärmpegelbereiche in den jeweiligen Höhenlagen sind der Plankarte

sowie den unten dargestellten Einzelkarten zu entnehmen.

Schlafräume (auch Kinderzimmer) sind mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen

auszustatten, sofern nicht eine ausreichende Belüftung dieser Räume vom

lärmabgeschirmten, straßen- und bahngleisabgewandten Bereich her möglich ist.

Loggien, Balkone und sonstige Freibereiche zu Aufenthaltszwecken sind in den

Lärmpegelbereichen V und VI auf der lärmabgewandten Seite anzuordnen.

Soweit im Baugenehmigungverfahren durch ein schalltechnisches Gutachten eines staatlich

anerkannten Sachverständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass auf der

lärmabgewandten Seite durch Abschirmung des betroffenen Gebäudes selbst geringere

Schallschutzklassen notwendig sind, so können entsprechende Erleichterungen an die

Außenbauteile gestattet werden.
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C. Katasteramtliche und sonstige Darstellungen

1.1 Vorhandene Gebäude

1.2 Vorhandene Flurstücke

1. Nachrichtliche Darstellungen

Darstellung der Lärmpegelbereiche, Ebene 0 bis Ebene 3  (annähernd geschossweise), siehe Bauplanungsrechtliche textliche Festsetzungen  D 6.

Abb. 1 | Draufsicht
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Baugesetzbuch (BauGB)  i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004

(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I

S. 1722) geändert worden ist.";

Baunutzungsverordnung (BauNVO)  i. d. Fassung vom 23.01.1990 (BGBl . I S. 132);

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013  (BGBl. I S. 1548);

Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. Fassung vom 18.12.1990  (BGBl . I S. 58), zuletzt

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509);

Landesbauordnung (BauO NRW)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000

(GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.05.2014 (GV.

NRW. S. 294);

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. Fassung der Bekanntmachung

vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge ändert durch Gesetz vom 03.02.2015

(GV. NRW. S. 208).

A. Rechtsgrundlagen  der Planung

Abb. 2 | Ansicht

14.1 Werbung ist nur an der Stätte der eigenen Leistung  zulässig. Anlagen der

Außenwerbung dürfen nur mit einem Abstand von mind. 0,20 m  unterhalb der Höhe der

Fensterbrüstung des 1. Obergeschosses angebracht werden (UK Fensterbank).

14.2 Werbeanlagen sind nicht gestattet

a. an Einfriedungen, Türen, Toren, Balkonen, Erkern, Brüstungen und Geländern,

b. an Brandwänden, Fensterläden, Rollläden und Jalousien,

c. in, an oder hinter Fenster oberhalb der Erdgeschosszone

(Ausnahme siehe E 14.5)

d. in grellen, fluoreszierenden oder stark kontrastierenden Volltonfarben

e. als Bunt- oder  Wechsellichtanlagen (z.B. Anlagen mit Phasenschaltung oder

laufendem Licht und laufender Schrift)  und  akustische  Werbung.

14.3 Wesentliche  Architekturgliederungen und  Fassadendetails  dürfen nicht verdeckt

oder überschnitten werden. Firmenaufschriften müssen sich in ihrer Größe dem Maßstab der

Fassade harmonisch einfügen  und sind vorzugsweise auszuführen in auf der Wandfläche

aufgemalter Schrift oder aufgesetzten Einzelbuchstaben aus Metall oder Holz, wobei die

Farbgebung auf die Umgebung abgestimmt sein muss. Mehrere Werbeanlagen an einem

Gebäude sind gestalterisch aufeinander abzustimmen. Mehr als zwei Schriftarten und zwei

Farben an einem Gebäude sind nicht zulässig. Technische Hilfsmittel von

Werbeeinrichtungen  und Warenautomaten, wie Montageleisten und Kabelzuführungen, sind

verdeckt anzubringen.

14.4 Je Fassade ist höchstens die einem Viertel der Fassadenlänge entsprechende

Quadratmeterzahl als Gesamtwerbefläche  zulässig. Hierzu zählt auch Werbung auf

Markisen und in / auf Schaufenstern, Ausleger sowie Firmenzeichen und Symbole.

Werbeanlagen, die parallel an der Fassade in Form von Flächentransparenten oder

Einzelbuchstaben angebracht werden, dürfen eine Tiefe von 0,20 m und eine Höhe von 0,45

m nicht überschreiten, ausgenommen übereinander angeordnete Buchstaben.  Die

Gesamtlänge aller Werbeanlagen an einer Fassade darf nicht mehr als 50 % der

Fassadenbreite betragen. Eine Einzelwerbeanlage darf eine Fläche von 2,0 qm nicht

überschreiten.

14.5 Es dürfen maximal 20% der Glasfläche des jeweiligen Schaufensters im

Erdgeschoss für Werbeanlagen (z.B. flächiges Übermalen, Be-/Verkleben) dauerhaft genutzt

werden Für Geschäfte und Firmen in den Oberschossen dürfen nur Firmenzeichen, Symbole

oder Einzelbuchstaben in einer Größe von max. 0,2 qm in den Fenstern angebracht werden.

14.6 Auskragende Werbeanlagen  sind nicht zulässig. Ausnahmsweise können

unbeleuchtente auskragende Werbeanlagen bis zu einer Größe von maximal 1,5 qm

(allseitig gemessen, incl. Halterung) zugelassen werden.

14.7  Ungenutzte Werbeanlagen , Warenautomaten, Schaukästen, Tafeln und Vitrinen

sind einschließlich ihrer Befestigungen vollständig zu  entfernen. Die sie tragenden

Wandflächen sind in ihren ursprünglichen Zustand zu versetzen.

14.8 Die Vorschriften, nach denen Sondernutzungen an öffentlichen Straßen einer

Erlaubnis bedürfen, sowie Vorschriften, die die Anbringung von Werbeanlagen aus Gründen

der Sicherheit auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen regeln, bleiben von dieser

Satzung unberührt.

14.9  Diese Vorschriften gelten auch für baugenehmigungsfreie Werbeanlagen.

Zuwiderhandlungen gegen örtliche Bauvorschriften sind Ordnungswidrigkeiten i. S. des §

84 BauO NRW (Bußgeldvorschriften) und können entsprechend geahndet werden.
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Behördenbeteiligung

gemäß § 4 (2) BauGB

Die Behörden und sonstige Träger

öffenlicher Belange sind mit Schreiben

vom 02.02.2016 gemäß § 4 (2) BauGB

beteiligt worden. Mögliche Einwendungen

und Anregungen konnten bis

einschließlich zum 08.03.2016

vorgebracht werden.

Rheda-Wiedenbrück, den  21.12.2017

gez. Goldau

.......................................................................

Abteilung Stadtplanung

Erneute Offenlage und Behör-

denbeteiligung gem. § 4a BauGB

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-

machung am 12.05.2017 hat dieser

Bebauungsplan als Entwurf mit

Begründung gemäß § 3 (2) BauGB vom

22.05.2017 bis einschließlich 23.06.2017

erneut öffentlich ausgelegen.

Die Behörden und sonstige Träger

öffentlicher Belange wurden mit Schreiben

vom 11.05.2017 gem. § 4a BauGB erneut

beteiligt. Mögliche Einwendungen konnten

bis einschließlich zum 23.06.2017

vorgebracht werden.

Rheda-Wiedenbrück, den  21.12.2017

gez. Goldau

.......................................................................

Abteilung Stadtplanung
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